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Einleitung 

Der Übergang von der Primarschule in die Sekundarstufe I ist nicht nur ein 
Schlüsselmoment für die Kinder und ihre Eltern, sondern ebenso für die 
Lehrerinnen und Lehrer und das involvierte Schulpersonal (Ophuysen, 
2013). Am Ende dieses Prozesses steht die Einteilung aller Kinder in eine 
Leistungsabteilung der gegliederten Sekundarstufe I. Die verschiedenen 
Abteilungen sind hierarchisiert. Es gibt die sozial prestigeträchtigen Abtei-
lungen mit erweiterten Ansprüchen, welche den Schülerinnen und Schülern 
erlauben oder ihnen zumindest die Möglichkeit lassen, später in ein Gym-
nasium überzutreten, und solche, die weniger valorisiert sind, nämlich die 
Abteilungen mit Grundansprüchen.  
Bildungsstatistiken zeigen einen deutlichen Zusammenhang zwischen 

dem sozioökonomischem Hintergrund der Schülerinnen und Schüler und 
ihrem Zugang zu den prestigeträchtigeren Sektionen und damit eine über-
durchschnittlich hohe Repräsentation von Kindern aus weniger privile-
gierten Verhältnissen und solchen mit Migrationshintergrund auf den so-
zial nicht begehrten Stufen. Diese Phänomene sind durch statistische Zah-
len (Zutavern, Brühwiler & Biedermann, 2002; Lischer, 2003) gut belegt. 
Nur vereinzelt gibt es bislang aber ethnografisch angelegte Untersuchun-
gen, welche auf die sozialen Selektionsprozesse und die konkreten Prakti-
ken des Schulpersonals im Umgang mit den sozial ungleichen Kindern und 
ihren Eltern fokussieren. 
Das Ziel der vorliegenden Forschungsarbeit ist es, die beim Übertritts-

verfahren emergierenden sozialen Selektionsprozesse und die Praktiken des 
involvierten Schulpersonals zu durchleuchten. In einer dreijährigen ethno-
grafischen Feldforschung in zwei Deutschfreiburger Schulklassen habe ich 
Interaktionen und Besprechungen des Schulpersonals, Beurteilungsgesprä-
che zwischen Lehrpersonen, Kindern und Eltern und das Erstellen schuli-
scher Beurteilungsdokumente untersucht, um den zwischen den beteiligten 
sozialen Akteurinnen und Akteuren stattfindenden Aushandlungsprozess 
zu beschreiben, in dessen Verlauf ein Kind einer bestimmten Abteilung 
zugewiesen wird. Diese Vorgehensweise erlaubt es zu thematisieren, welche 
sozialen Praktiken und institutionellen Rahmenbedingungen soziale Un-
gleichheiten in der Schule reproduzieren und mit welchen Konsequenzen 
für wen.  
Die Arbeit ist folgendermassen gegliedert: In Kapitel I werden verschie-

dene theoretische Standpunkte im Zusammenhang mit der schulischen 
Selektionsfunktion und dem Phänomen der Bildungsungleichheiten vorge-
stellt, und die vorliegende Forschungsarbeit wird in den Kontext existieren-
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der Ansätze eingeordnet. In Kapitel II wird das methodische Vorgehen 
dargelegt, das bei der Untersuchung des schulischen Selektionsprozesses 
angewandt wurde, und dargestellt, wie der Zugang zum Feld erfolgte, wie 
sich die Beziehungen zu diesem gestalteten, welche Daten erhoben und wie 
diese analysiert wurden und wie den deontologischen Herausforderungen 
Rechnung getragen wurde. In Kapitel III werden die gesetzlichen Rahmen-
bedingungen und die institutionelle Ausgestaltung des Übertrittsverfahrens 
thematisiert. Dabei wird der Einfluss verschiedener Verfahren auf die Bil-
dungsentscheidungen diskutiert und gefragt, inwiefern es tatsächlich die 
Leistungen und Fähigkeiten der Schülerinnen und Schüler sind, die für die 
Zuweisung bestimmend sind. In Kapitel IV wird die auf die Noten der Kin-
der gestützte Klassifizierung besprochen und gezeigt, wie diese in den unte-
ren Klassen etablierte Rangfolge die späteren Bildungsentscheidungen be-
reits ein Stück weit vorwegnimmt. Des Weiteren wird beleuchtet, wie sich 
Lehrpersonen auf der Hinterbühne des Elterngesprächs ein Bild von den 
Eltern machen und welche Konsequenzen dieser Eindruck für ihr pädagogi-
sches Handeln hat. Auch die sozialen Kräfte, die sich in den Gesprächen 
zwischen Lehrpersonen und Eltern materialisieren, werden analysiert. In 
Kapitel V geht es darum, wie die Lehrpersonen auf der Basis der bereits vor 
dem Verfahren erfolgten Präkategorisierung der Kinder ihre Übertritts-
empfehlung formulieren und unter welchen Bedingungen sie bereit sind, 
mit den Eltern einen Konsens zu suchen; es wird sichtbar, wie sie diesen 
ihre Empfehlung mitteilen und sie im Misserfolgsfall trösten, aber auch, wie 
sie sich ihre Empfehlung vor und nach dem Gespräch zu erklären versu-
chen. In Kapitel VI wird aufgezeigt, wie in unklaren Selektionsfällen die 
Abteilungseinteilung entschieden wird und inwiefern dabei organisatori-
sche Bedürfnisse eine Rolle spielen. Auch die organisatorischen Einflüsse 
bei einem späteren Wechsel der Abteilungen werden thematisiert. In Kapi-
tel VII kommt abschliessend zur Sprache, wie Bildungsverantwortliche bei 
der Ausgestaltung des Übertritts von der Primarschule in die Sekundarstufe 
I mit zentralen Herausforderungen umgehen und wie das Übertrittsverfah-
ren letztlich dazu dient, Bildungsentscheidungen zu rechtfertigen. Zusam-
menfassend wird dargestellt, wie Lehrpersonen ihre Selektionsaufgabe im 
Spannungsfeld verschiedener Erwartungen wahrnehmen und wie sich die 
Interessen der Orientierungsschulleitungen auf die Einteilung der Schüle-
rinnen und Schüler auswirken können. 
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Kapitel I 
Die schulische Selektion 
als Forschungsfeld 

1. Einführung 

Forschung zu Schulübergängen hat eine lange Tradition und wird seit der 
Einführung der obligatorischen Schulpflicht bis heute in den verschiedenen 
Ländern unserer modernen Gesellschaft betrieben. Dabei sind die For-
schungsperspektiven und -ergebnisse von den konjunkturellen und diskur-
siven Wandlungen ihrer Zeit beeinflusst (Esser, Klenovitis & Zehnpfennig, 
1977a/1977b; Feyerabend, 1976; Habermas, 1968/1973; Kuhn, 1967; Witt-
genstein, 1922; Kaiser & Maasen, 2010). In diesem Kapitel geht es mir da-
rum, die in dieser Dissertation präsentierte Forschungsarbeit wissenschaft-
lich einzuordnen. In einem ersten Unterkapitel wird über die Selektions-
funktion der Schule nachgedacht und aufgezeigt, nach welchen offiziellen 
und inoffiziellen Kriterien Kinder in der Schule ausgewählt werden. In 
einem weiteren Unterkapitel kommen in einem holzschnittartigen Abriss 
verschiedene Theorie- und Forschungsstränge von den 1960er-/1970er-
Jahren bis heute zur Darstellung, um die Entwicklung von Bildungs-
ungleichheiten zu erklären. In einem abschliessenden Unterkapitel geht es 
darum, transparent zu machen, wie ich meine Forschungsarbeit innerhalb 
der vorliegenden Ansätze verorte.  

2. Schule als gesellschaftlicher Platzanweiser 

In okzidentalen und funktional ausdifferenzierten Gesellschaften über-
nimmt die Schule neben der Qualifikations-, Sozialisations- und Legitima-
tionsfunktion auch die Rolle, Schulkinder zu selektionieren und innerhalb 
des Schulsystems unterschiedlich prestigeträchtigen Schulzweigen zuzufüh-
ren (Baumgart & Lange, 1999; Fend, 2006). Bereits zu Beginn des 20. Jahr-
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hunderts ist Durkheim (1911, 2012) davon überzeugt, dass die Schule zum 
guten Funktionieren der modernen Gesellschaft beiträgt1, indem sie die 
Kinder ihren Fähigkeiten entsprechend auswählt. In seiner Schrift „Erzie-
hung, ihre Natur und ihre Rolle“ schreibt er aus strukturfunktionalistischer 
Perspektive:  

Wir können und wir dürfen uns nicht alle der gleichen Lebensweise verschrei-

ben; und wir müssen uns unseren Fähigkeiten gemäss verschiedene Aufgaben 

erfüllen; und wir müssen versuchen, uns mit unseren Fähigkeiten in Einklang 

zu bringen. Wir sind nicht alle für die Reflexion geschaffen; nötig sind Men-

schen des Gefühls und der Tat. Umgekehrt sind Menschen nötig, deren Auf-

gabe es ist, zu denken. (Durkheim, 1911, 2012, S. 70) 

Gemäss Durkheim ist es für die Entwicklung der modernen Gesellschaft 
wichtig, dass jeder nach seinen Begabungen und Fähigkeiten zu ihrem 
Fortbestand beiträgt. Nicht mehr die Stände sollen darüber bestimmen, 
welchen Platz Schülerinnen und Schüler später in der gesellschaftlichen 
Stratifikation einnehmen, sondern ihr intellektuelles Potenzial und die er-
worbenen schulischen Fertigkeiten und Kenntnisse. Die Schule wird damit 
zu jener gesellschaftlichen Institution, in der die Begabungen und Fähig-
keiten der Kinder festgestellt und die Schülerinnen und Schüler entspre-
chend klassifiziert werden. In einem Gutachten für den Ausschuss des Er-
ziehungs- und Bildungswesens wird diese Funktion der Schule vom deut-
schen Soziologen Helmut Schelsky (1956, 1987) Ende der 1950er-Jahre wie 
folgt auf den Punkt gebracht:  

Die Schule als primäre, entscheidende und nahezu einzige soziale Dirigie-

rungsstelle für Rang, Stellung und Lebens-Chancen des einzelnen in unserer 

Gesellschaft: das scheint mir der Kern der „sozialen Frage“ der Schule heute zu 

sein; von hier aus ergeben sich entscheidende Zwiespälte und Spannungen, in 

denen heute Schule und Lehrerschaft genauso wie Jugend und Elternschaft 

stehen, von hier aus wäre also jede Frage der Schulreform in ihrer gesell-

schaftspolitischen Bedeutung zu durchdenken. (Schelsky, 1956, 1987, S. 281) 

Nach Schelsky erfahren die Menschen in der Nachkriegsgesellschaft der 
50er-Jahre durch wohlfahrtsstaatliche Einrichtungen Sicherheit; vor dem 
Krieg bezogen sie diese aus ihrer familiären Klassen- oder Schichtbindung. 
In seinem Gutachten stellt Schelsky fest:  

                                                             
1 Für einen Überblick zum strukturfunktionalistischen Paradigma siehe Veith (2012).  
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Eine relative Nivellierung der Klassen- und Schichtenunterschiede durch den 

kollektiven Aufstieg der Industriearbeiterschaft […] einerseits und durch den 

Abstieg ehemaliger Oberschichten […] andererseits. Diese sich begegnenden 

Tendenzen des sozialen Aufstiegs und der sozialen Deklassierung haben eine 

sehr breite, im realen Status sich verhältnismässig wenig unterscheidende 

kleinbürgerlich-mittelständische Schicht geschaffen, die als tragende Schicht 

der gegenwärtigen Gesellschaftsverfassung angesehen werden muss. (Schels-

ky, 1956, 1987, S. 279) 

In dieser nivellierten Mittelstandsgesellschaft, folgert Schelsky, haben alle 
Eltern den Anspruch, dass ihre Kinder von der Schule als Ort der sozialen 
Mobilität profitieren und diese ihnen eine gute Platzanweisung und somit 
auch die Sicherung späteren materiellen Wohlstandes ermöglicht. Darin 
sieht er ein Problem für die Schule, weil die Eltern nun hinsichtlich des 
Schulerfolgs ihrer Kinder ambitioniert sind und „die privaten Ansprüche 
und Egoismen gegen die Sachstrukturen der Organisation setzend und 
durchsetzend, also primär nicht kooperativ“ (Schelsky, 1956, 1987, S. 282) 
agieren. In dieser Situation, in der alle positiv selektioniert werden wollen, 
erhalte die Schule die Aufgabe, die weniger begabten Schülerinnen und 
Schüler am Aufstieg zu hindern und ungerechtfertigten Ansprüchen der 
Eltern entgegenzutreten. „Die Schule wird so zum zentralen gesellschaftli-
chen Mittel für den sozialen Abstieg der Familien in der modernen Gesell-
schaft“ (Schelsky, 1956,1987, S. 282). Laut Schelsky geht es der Schule in der 
nivellierten Mittelstandsgesellschaft der Nachkriegszeit also nicht mehr 
primär um eine Auswahl der Begabtesten, sondern um eine Aussonderung 
der weniger Begabten.  

Genau dieses Dilemma scheint mir nun schon beim Abschluss der Grund-

schule vorzuliegen: […] hier löst sich der elterliche Ausbildungswunsch vielfach 

vom Eignungs- und Begabungsbestand des Kindes und fordert bestimmte 

Schulausbildungen rein aus Gründen der sozialen Sicherheit, des sozialen Auf-

stiegs oder der Bewahrung des sozialen Ranges der Familie. (Schelsky, 1956, 

1987, S. 283) 

Auch der US-amerikanische Soziologe Parsons (1968, 2012), einer der be-
deutendsten soziologischen Denker der Nachkriegszeit, stellt in seiner 
„Analyse der Schulklasse als soziales System“ fest: 

Die Schule ist die erste Sozialisationsinstanz in der Erfahrung des Kindes, die 

eine Statusdifferenzierung auf nichtbiologischer Basis institutionalisiert. Dar-

über hinaus handelt es sich dabei nicht um einen askriptiven, sondern um ei-

nen erworbenen Status, der durch unterschiedliche Erfüllung der vom Lehrer 
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gestellten Aufgaben „verdient“ wird; der Lehrer wiederum handelt als Beauf-

tragter des Schulsystems der Gemeinde. (Parsons, 1968, 2012, S. 106) 

In seiner Schrift erklärt Parsons, dass die Kinder, abgesehen von ihrem 
Geschlecht, hinsichtlich Rollen undefiniert in die Grundschule eintreten:  

Das nach-ödipale Kind tritt eindeutig als Junge oder Mädchen kategorisiert in 

das System der formalen Erziehung ein, aber weiter ist seine Rolle noch nicht 

differenziert. Der Selektionsprozess, durch den Personen Rollenkategorien 

auswählen beziehungsweise dafür ausgewählt werden, findet erst noch statt. 

(Parsons, 1968, 2012, S. 106) 

Die Kinder treten also gemäss Parsons weitgehend als unbeschriebene 
Blätter in die Schule ein, und ihre Klassifizierung nach Begabung und Fä-
higkeiten wird erst im Verlaufe der Schulzeit aufgrund ihrer individuellen 
Leistungspotenziale und Fähigkeiten vollzogen.  
Durkheim, Schelsky und Parsons stellen fest, dass in modernen Gesell-

schaften der Institution Schule die Verantwortung und der Vollzug der 
gesellschaftlichen Allokation der Schülerinnen und Schüler übertragen 
werden.  

3. Unterscheidungsmerkmale bei der Platzanweisung 
durch die Schule 

Parsons (1968, 2012) hat untersucht, nach welchen Kriterien in der Schule 
die Auswahl der Kinder stattfindet. Er kommt zum Schluss, dass  

die Schulleistung in der Grundschule das bei weitem wichtigste Selektionskrite-

rium darstellt. Die Berichte über die Schulleistungen werden von den Lehrern 

und Rektoren begutachtet, und es gibt wenig Fälle, bei denen der Besuch des 

College-Vorbereitungskurses gegen ihren Rat erfolgt. Es ist deshalb nicht zuviel 

behauptet, wenn gesagt wird, dass im grossen und ganzen der primäre Selek-

tionsprozess durch unterschiedliche Schulleistung in der Grundschule erfolgt; 

in der „junior high school“ wird dieser Prozess dann „besiegelt“. (Parsons, 

1968, 2012, S. 105) 

In seiner Studie mit 3500 Bostoner Oberschülern stellt Parsons zwar fest, 
dass der Collegebesuch auch mit dem sozioökonomischen Status der Schü-
lerinnen und Schüler zusammenhängt; dennoch geht er davon aus, dass es 
sich um einen „echten Selektionsprozess“ (Parsons, 1968, 2012, S. 105) 
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handelt. Obwohl er sieht, dass auch askriptive Merkmale für den Übergang 
ins College eine Rolle spielen, bleibt er überzeugt, dass die Selektion doch 
überwiegend nach meritokratischen Leistungsprinzipien erfolgt. Eine Be-
gründung für das Festhalten an diesem Prinzip findet Parsons darin, dass es 
in seiner Studie eine Gruppe von Jungen gibt, die einen tiefen sozioökono-
mischen Status, aber einen hohen Intelligenzquotienten haben oder umge-
kehrt. Den Intelligenzquotienten hält er für einen erworbenen Faktor. Weil 
er an seinen Daten ablesen kann, dass die soziale Herkunft und der Intelli-
genzquotient nicht in jedem Fall korrelieren, meint er, dass die Selektions-
entscheidung „nicht einfach eine Art der Bestätigung eines bereits determi-
nierten askriptiven Status“ (Parsons, 1968, 2012, S. 105f) sei.  
Während Parsons bei der Deutung seiner Studienergebnisse keine Kritik 

am meritokratischen Prinzip äussert, gibt es in den 1960er-Jahren eine 
Reihe von Schriften, welche die Schule als meritokratische Institution hin-
terfragen und sie eher als Ort der Reproduktion sozialer Ungleichheiten 
deuten. 
Hitpass (1965) zeigt in seiner Arbeit „Einstellungen der Industriearbei-

terschaft zu höherer Bildung“, dass Arbeitereltern und -kinder die höheren 
Schulen als theoretisch, schwierig und ihnen daher eher nicht zugänglich 
konstruieren. Auch dem auswählenden Lehrpersonal wird soziale Blindheit 
gegenüber sozialen Ungleichheiten und deren Konsequenzen vorgeworfen.  
Peisert (1967) kommt in seinem Buch „Soziale Lage und Bildungschan-

cen in Deutschland“ zum Schluss, dass Kinder aus Arbeiterfamilien, Kinder, 
die auf dem Land leben, sowie solche, die dem katholischen Glauben ange-
hören und weiblichen Geschlechts sind, im gegliederten Bildungssystem 
weniger Bildungschancen haben. Seine Schrift nennt als Kurzformel der 
Bildungsbenachteiligung die „katholische Arbeitertochter vom Lande“.  
Steinkamp (1967) zeigt in seinem Artikel „Die Rolle des Volksschulleh-

rers im schulischen Selektionsprozess“, dass bei der schulischen Selektion 
viele leistungsfremde Kriterien miteinbezogen werden und die Übertritts-
empfehlungen auch von den Zuschreibungen von Charaktereigenschaften 
wie Disziplin, Gehorsam, Aufrichtigkeit und Höflichkeit abhängig sind. 
Zur Situation in den 60er-Jahren schreibt Collins (2009): „Overt con-

cern with social reproduction is, however, a product of post-World War II 
social dynamics, especially the political and intellectual ferment of the 
1960s“ (S. 34). Und er fährt fort: „In each country, public education was 
officially understood and presented as a meritocratic institution in which 
talent and effort alone predicted outcomes, but by the post-World War II 
period considerable evidence indicated otherwise“ (S. 34). 
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Wir haben also in den 60er-Jahren eine Situation, in der man zwar da-
von ausgeht, dass die Schule ihre Selektionsfunktion nach meritokratischen 
Begabungs- und Leistungsprinzipien erfüllt, in der aber im Zusammenhang 
mit der schulischen Auslese das Bewusstsein für Bildungsungleichheiten 
wächst. 
Indem Parsons mit seiner Interpretation der Studienergebnisse am me-

ritokratischen Prinzip festhält, entspricht er den Leitideen einer demokra-
tisch organisierten Gesellschaft, in der der normative Anspruch besteht, 
dass bei der Zuteilung und Belegung der verschiedenen Plätze im Schulsys-
tem, insbesondere beim Übergang von der Primarschule in die Sekundar-
stufe I, allen Kindern unabhängig von ihrer Zugehörigkeit zu sozialen Kate-
gorien (Geschlecht, soziales Milieu, Ethnie) die gleichen Chancen zugestan-
den werden. Ausschlaggebendes Kriterium für die Überführung in eine 
Abteilung soll die schulische Leistung des Kindes sein, und askriptive 
Merkmale sollen möglichst keine Rolle spielen. Damit will man allen den 
Zugang zu allgemein verfügbaren sozialen Positionen offenhalten. Soziale 
Ungleichheiten sind dann gerechtfertigt, wenn sie sich auf der Basis von 
Leistung ergeben. Wer sich mehr anstrengt und mehr leistet, soll durch 
sozialen Aufstieg und soziales Prestige belohnt werden und umgekehrt.  
Der Gedanke der Meritokratie taucht mit dem Aufkommen des Bür-

gertums auf. Sie verspricht allen, dass sie durch eigene Anstrengungen und 
Leistungen ihre Lebenschancen verbessern können. In seiner Schrift „The 
Problems with Meritocracy“ beschreibt Goldthorpe (1996) die massgebli-
chen Grundzüge der meritokratischen Gesellschaft wie folgt:  

[…] the word „meritocracy“ […] served […] to encapsulate a number of already 

established ideas […]. At least three constituent elements need to be distin-

guished. […]  

(i) La carrière ouverte aux talents. […] What was demanded […] was that posi-

tions of responsibility […] should be allocated on the basis of demonstrated 

competence […]  

(ii) the matching of education opportunity is bound to natural ability. […] poli-

cies of educational selection were encouraged by the rapid development of 

techniques of mental testing […] which appeared to offer the possibility of car-

rying out selection in an expeditious and reliable manner.  

(iii) „achievement“ as the basis of social inequality in industrial society […] 

achievement becomes […] the appropriate basis of reward. […]. (Goldthorpe, 

1996, S. 255f) 

In einer meritokratischen Logik können soziale Ungleichheiten in moder-
nen Gesellschaften auf der Basis von Fähigkeit und Leistung legitimiert 
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werden. „The social inequality that results can then claim legitimacy – as 
ascriptive inequality cannot – in that it contributes to the efficient functio-
ning of the society as a whole and in that superior rewards, because they 
reflect superior achievement, are deserved“ (S. 256f). 
Bereits in den 50er-Jahren mahnt Young (1958) in seinem Essay „The 

Rise of Meritocracy, 1870–2033“ kritisch an, dass es in einer sogenannt 
meritokratischen Gesellschaft oft die Verdienten selbst sind, die definieren, 
was in der Gesellschaft als Begabung und Leistung anerkannt wird. Ab den 
70er-Jahren entsteht schliesslich eine breite kontroverse Debatte darüber, 
wie soziale Ungleichheiten erklärt werden können. Die einen folgen dabei 
eher Parsons’ Linie und gehen weiterhin davon aus, dass Leistung über den 
gesellschaftlichen Rang entscheidet; die anderen sehen es kritischer und 
betonen die Rolle askriptiver Merkmale für die soziale Platzanweisung.  
Im folgenden Abschnitt werden die verschiedenen Ansätze vorgestellt 

und die ihnen zugrunde liegenden unterschiedlichen epistemologischen 
Positionen thematisiert.  

4. Forschungsstränge zur Erklärung von 
Bildungsungleichheiten  

Nachdem in den 60er-Jahren Bildungsungleichheiten zu einem zentralen 
Thema geworden sind, entstehen in den 70er-Jahren eine Reihe von Ansät-
zen, mit denen versucht wird, die ungleiche Bildungsbeteiligung der ver-
schiedenen sozialen Gesellschaftsgruppen zu erklären.  

1970er-Jahre 

In seinem Werk „Education, Opportunity, and Social Inequality“ beschreibt 
Raymond Boudon (1974) sein Nutzen-Kosten-Modell für die Wahl von 
Bildungslaufbahnen durch Eltern und Kinder. Boudon geht davon aus, dass 
bei der Wahl für oder gegen eine Bildungslaufbahn die Einschätzung des 
Nutzens und der Kosten vom sozialen Status der Eltern und Kinder abhän-
gig ist. Während Eltern aus höheren sozialen Schichten für ihre Kinder eher 
höhere Bildungslaufbahnen und -abschlüsse anstreben und damit die Kos-
ten des bei der Wahl niedriger Bildungsinstitutionen erfolgenden Status-
verlustes vermeiden, ist dies bei Eltern aus sozial tieferen Schichten genau 
umgekehrt. Diese schätzen die Kosten des Sich-fremd-Fühlens in höheren 
Ausbildungsgängen und des möglichen Verdienstausfalls als zu hoch ein. 
Das Phänomen, dass die Wahl für oder gegen eine Bildungsentscheidung 
vom sozialen Status abhängt, bezeichnet Boudon als sekundären Herkunfts-
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effekt. Familien höherer und tieferer sozialer Schichten investieren unter-
schiedlich viel in die Ausbildung. Neben sekundären Herkunftseffekten 
spricht er auch von primären Herkunftseffekten. Damit ist gemeint, dass 
die kulturellen Unterschiede zwischen den Familien der verschiedenen 
sozialen Schichten die schulischen Leistungen der Kinder unterschiedlich 
beeinflussen. Er stellt fest, dass es die Entscheidung der Eltern ist, die soziale 
Ungleichheit herstellt und reproduziert – eine Entscheidung, die überwie-
gend ausserhalb des Bildungssystems fällt. „Therefore, the best strategy 
seems to lie on the side of economic rather than cultural equality, outside 
rather than inside schools, in social and economic change rather than in 
educational change“ (Boudon, 1974, S. 115). Boudon ist der Meinung, dass 
nicht die Schule, sondern die ökonomischen Ungleichheiten hauptsächlich 
zur Reproduktion sozialer Ungleichheit zwischen den sozialen Schichten 
beitragen.  
Das Rezept für eine Reduktion sozialer Ungleichheiten liegt nach Bou-

don nicht in einem Wandel der Schule, sondern in einem Wandel der ge-
sellschaftlichen Verhältnisse. Mit seiner epistemologischen Position verlegt 
er die Gründe sozialer Ungleichheiten in die schulische Aussenwelt und 
konstruiert dabei die Schule gleichzeitig als neutralen Ort, an dem Selekti-
onsentscheidungen durch das pädagogische Personal neutral getroffen wer-
den.  
In „Sozialisation und Auslese durch die Schule“ erklärt Rolff (1967) auf 

der Basis von Sekundäranalysen das Zustandekommen von Bildungsun-
gleichheiten mit schichtspezifischen Prozessen der Sozialisation. Dabei gibt 
er einen Einblick in die Erziehungsstile, die in Arbeiterhaushalten, Ange-
stellten- und Beamtenhaushalten praktiziert werden, und zeigt auf, inwie-
fern sich die eingesetzten sprachlichen Mittel in den Familien unterschei-
den2. Es stellt sich heraus, dass Kinder in den schichtspezifischen familiären 
Sozialisationsräumen je andere Verhaltensweisen und Bewertungspräferen-
zen entwickeln. Die in Mittel- und Oberschichtfamilien gelernten Um-
gangsformen werden im schulischen Milieu von den Lehrpersonen bevor-
zugt. Damit transformiert die Schule die vorschulische familiäre Sozialisa-
tion im Verlaufe der Zeit in Bildungsungleichheiten und trägt aktiv zur 
Produktion sozialer Ungleichheiten bei. Im Gegensatz zu Boudon geht Rolff 
also davon aus, dass das pädagogische Personal an diesem Prozess mitbetei-
ligt ist.  

                                                             

2 Auch Cicourel, Jennings, Jennings, Leiter, Mackay, Mehan et al. (1974) thematisieren den 
Einfluss des Sprachgebrauchs auf die Schulleistung.  
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In ihrem Buch „Die Illusion der Chancengleichheit“ postulieren Bour-
dieu und Passeron (1971), dass durch das Bildungswesen Klassenprivilegien 
und soziale Ungleichheiten nicht reduziert und abgebaut, sondern im Ge-
genteil erhalten und verstärkt werden. Das System der sozialen Klassen 
werde durch das Bildungssystem aktiv reproduziert, indem es den für das 
Bildungswesen Verantwortlichen, die den dominierenden Gesellschafts-
schichten angehören, gelingt, die Illusion von Chancengleichheit und den 
Glauben an eine nach Leistungskriterien erfolgende Selektion erfolgreich im 
Bewusstsein der Menschen, vor allem auch in jenem der dominierten Ge-
sellschaftsschichten, zu installieren. Auf diese Weise wird kaschiert, dass das 
Bildungswesen immer schon voraussetzt, was es zu vermitteln vorgibt. 

Das traditionelle Bildungssystem verbreitet erfolgreich die Illusion, der gebil-

dete Habitus sei ausschliesslich das Ergebnis seiner Lehrtätigkeit und sei da-

mit von allen sozialen Determinanten unabhängig, während es im Extremfall 

nur einen Klassenhabitus, der ausserhalb des Bildungswesens entstanden ist 

und die Grundlage alles schulischen Lernens bildet, benutzt und sanktioniert. 

(Bourdieu & Passeron, 1971, S. 222) 

Je erfolgreicher die Illusion der Chancengleichheit verbreitet werde, desto 
mehr könnten das Schicksal und die Konsequenzen der sozialen Herkunft 
verschleiert werden. „Das Bildungswesen hat die geheime Funktion, die 
Gesellschaftsordnung zugleich zu perpetuieren und zu legitimieren, es per-
petuiert sie umso wirksamer gerade dadurch, dass seine konservative Funk-
tion unter einem ideologischen Selbstverständnis verborgen ist“ (Bourdieu 
& Passeron, 1971, S. 16). Mit „konservativer Funktion“ ist gemeint, dass das 
Bildungswesen, anstatt Chancen zu eröffnen, für die Erhaltung herkunfts-
bedingter kultureller Privilegien sorgt und dadurch zum Fortbestand der 
gesellschaftlichen Ordnung beiträgt, indem es vorgibt, individuelle Leistun-
gen objektiv nach meritokratischen Kriterien zu messen. „Da die modernen 
Gesellschaften die Auslesefunktion immer mehr der Bildungsinstitution 
übertragen, können sie sich leisten, zugunsten einer scheinbar vollkommen 
neutralen Ausleseinstanz auf die traditionellen Verfahren der unmittelbaren 
Weitergabe des Erbes zu verzichten“ (Bourdieu & Passeron, 1971, S. 190). 
Ob jemand in der Schule erfolgreich ist oder nicht, hänge jedoch wesentlich 
von einem klassenspezifischen Habitus ab, der ausserhalb des Bildungssys-
tems in den Familien erzeugt und innerhalb des Bildungssystems aktiv be-
lohnt werde. Gesellschaftsmitglieder unterer sozialen Schichten können 
zwar versuchen sich durch Anstrengung, Fleiss und Assimilation den vom 
Bildungssystem belohnten Habitus anzutrainieren, dies ist jedoch ein äus-
serst schwieriges Unterfangen und gelingt in keinem Falle mit der gleichen 
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Selbstverständlichkeit wie in den kultivierten Klassen, wo kulturelle Kapita-
lien fast beiläufig übernommen werden.  

Im wesentlichen wird das kulturelle Erbe aber diskreter, indirekter und vielfach 

ohne methodische Bemühungen und greifbare Massnahmen vermittelt. Ge-

rade in den „kultiviertesten“ Klassen sind Ermahnungen und eine bewusste 

Einführung in die Kultur fast überflüssig. Im Gegensatz zum kleinbürgerlichen 

Milieu, wo die Eltern meist nur den guten Willen zur Bildung weitergeben kön-

nen, gehen von einem kultivierten Milieu diffuse Reize aus, durch deren ge-

heime Überzeugungskraft das kulturelle Interesse mühelos geweckt wird. 

(Bourdieu & Passeron, 1971, S. 38) 

Zur Perpetuierung der sozialen Ordnung trägt das Bildungswesen also bei, 
indem es verschleiert, dass die Privilegierten, das heisst diejenigen, die den 
richtigen Habitus haben und über jene Kompetenzen verfügen, die in der 
Schule valorisiert werden, in Ausleseverfahren bevorzugt werden. Relevant 
werden der Habitus und der Besitz von schulisch valorisierten Kompeten-
zen immer dort, wo sich Schülerinnen und Schüler in formellen oder in-
formellen Beurteilungssituation befinden.  

[…] die Vermittlung des sozialen Faktors [ist] dort am stärksten, wo die implizi-

ten oder unbewussten Kriterien […] wirken können: […] im Mündlichen, wo 

totale Urteile möglich sind, die, wie gesellschaftliche Begegnungen im Alltag, 

auf unbewussten Kriterien beruhen und sich auf totale „Persönlichkeiten“ be-

ziehen, deren intellektuelle und moralische Qualitäten an Nuancen – Habitus, 

Kleidung, Akzent, Sprechweise, Blick – gewertet werden; […] in jenen, die bei-

nahe ausdrücklich implizite Kriterien beanspruchen, wie sicheres und vorneh-

mes bürgerliches Auftreten oder akademischen Ton und Stil. (Bourdieu & Pas-

seron, 1971, S. 186) 

Die Aufnahme in die Gemeinschaft der Gebildeten geschieht nach den 
Kriterien derjenigen, die die Wertvorstellungen des Bildungssystems inkor-
poriert haben.  

Da die Urteile der Prüfer immer weitgehend von Wertvorstellungen beeinflusst 

sind, auf die sie sich nur implizit beziehen und die einfach die in die Schullogik 

übersetzten Werte der gebildeten Klassen darstellen, haben die Kandidaten 

bei Prüfungen, die immer zugleich eine Klassenkooptation bedeuten, ein umso 

grösseres Handikap zu überwinden, je ferner diese Werte den Werten der Her-

kunftsklasse stehen. (Bourdieu & Passeron, 1971, S. 185) 
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Auf der Seite der Schülerinnen und Schüler führt dies zu einer Situation, in 
der sie sich je nach familiärer Herkunft mit grosser Selbstverständlichkeit 
oder grosser Unsicherheit bewegen.  

Dilettantismus, Sicherheit und profanierende Lässigkeit der Studenten aus den 

oberen Klassen oder verkrampfte Verbissenheit und Studienrealismus der 

Studenten aus den unteren Klassen beispielsweise sind nur als Ausdruck einer 

subjektiven Einstellung zum System der objektiven Relationen verständlich. 

Man fühlt sich entweder als „wunderbarerweise Überlebender“ oder als legiti-

mer Erbe, je nachdem ob die objektive Struktur der subjektiven Erfahrung den 

erreichten Stand als wahrscheinlich oder unwahrscheinlich begreifen lässt. 

(Bourdieu & Passeron, 1971, S. 184) 

Das Sich-nicht-legitim-Fühlen kann nach Bourdieu und Passeron dazu 
führen, dass sich Schülerinnen und Schüler aus tieferen sozialen Klassen 
selbst eliminieren, indem sie zu Examen gar nicht erst antreten oder diese 
nicht vorbereiten, weil sie davon ausgehen, dass sie sie sowieso nicht beste-
hen werden.  

Dass die Funktion des Examens nicht auf schulmässige Benotung beschränkt 

ist, wird schon aus der Tatsache deutlich, dass der grösste Teil derer, die auf 

den verschiedenen Stufen des Bildungsgangs vom Weiterstudium ausge-

schlossen werden, sich selbst eliminiert, und dass der Prozentsatz der Elimi-

nierten nicht zufällig nach sozialen Klasse variiert. (Bourdieu & Passeron, 

1971, S. 175) 

Bourdieu und Passeron zeigen auch auf, dass die Schule es schafft, durch 
den Einsatz von sogenannt wissenschaftlichen und neutralen Tests Objekti-
vität auszuweisen, und sie machen darauf aufmerksam, dass die gemessenen 
Testresultate immer auch mit der schichtbedingten Sozialisation der Schü-
lerinnen und Schüler zusammenhängen.  

Damit das Examen seine Funktion der Legitimierung des kulturellen Erbes und 

der bestehenden Gesellschaftsordnung perfekt erfüllen kann, genügt es, wenn 

das […] Vertrauen […] auf Messtechniken für Fähigkeiten und Kenntnisse 

übertragen wird, die den Anspruch auf Wissenschaftlichkeit und Neutralität 

haben. Tests, die zu einem gegebenen Zeitpunkt die Fähigkeit des einzelnen 

zur Übernahme bestimmter beruflicher Funktionen messen, ohne zu berück-

sichtigen, dass eben diese Fähigkeit auf jeder Stufe untrennbar mit einem ge-

sellschaftlichen Lernprozess verbunden ist und dass gerade Zukunftsprogno-

sen alles andere als neutral sind, eignen sich vorzüglich als Instrumente eines 
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Bildungssystems, dass dank ihrer seine soziale Funktion der Soziodizee umso 

reibungsloser erfüllen könnte. (Bourdieu & Passeron, 1971, S. 187) 

Mit Soziodizee meinen die Autoren die Legitimierung der sozialen Ord-
nung durch die herrschende Klasse. Sie zeigen, dass diejenigen, die die Tests 
oder das Examen erfolgreich bestehen, vom Bildungswesen im Glauben 
bestärkt werden, dass der Erfolg auf ihre Begabung und ihre Bemühungen 
zurückzuführen ist.  

Die, die sich selbst eliminieren, werden denen, die scheitern, gleichgesetzt, und 

jene, die aus einem Kreis Wählbarer tatsächlich erwählt sind, können diese 

Tatsache als Bescheinigung eines Verdienstes oder einer „Begabung“ auffas-

sen, aufgrund derer sie allen anderen vorgezogen worden sind. (Bourdieu & 

Passeron, 1971, S. 185) 

Durch die oben beschriebenen Techniken gelingt es dem Bildungswesen, 
soziale Privilegien in individuelle Meriten umzudeuten und dadurch die 
bestehende gesellschaftliche Ordnung auf der Basis einer meritokratischen 
Logik zu legitimieren.  
Bourdieu und Passeron stellen fest, dass der Glaube daran, dass das Bil-

dungswesen bei seiner Platzvergabe objektiv und neutral handelt, gerade im 
Kleinbürgertum oder bei den dem Bildungswesen aufgrund ihrer sozialen 
Herkunft am fernsten Stehenden am grössten ist. Sie gehen davon aus, dass 
das Bildungssystem meritokratisch ist und verbinden damit die Hoffnung 
auf sozialen Aufstieg.  

Das Bildungssystem setzt die Anerkennung seiner Werte (wofür die Wahl des 

Lehrberufs ein deutliches Zeichen ist) besonders erfolgreich dort durch, wo es 

auf Schüler einwirkt, die aus Klassen (den mittleren zum Beispiel) oder Berufs-

gruppen (vor allem Lehrer oder, innerhalb der mittleren Klassen, Angestellte 

und kleine Beamte) kommen, die ihm kein konkurrierendes Wertesystem ent-

gegenzustellen haben, weil sie entweder selbst Produkt des Bildungswesens 

sind oder soziale Aufstiegschancen von ihm erwarten. (Bourdieu & Passeron, 

1971, S. 168) 

Sie gehen also davon aus, dass es das Bildungswesen erfolgreich schafft, die 
sozialen Klassen- und Schichtstrukturen der Gesellschaft aktiv zu reprodu-
zieren und damit nicht wie vorgegeben Leistungs- und Kompetenzunter-
schiede zu produzieren, sondern die bestehende soziale Ordnung zu legiti-
mieren.  



23 

Erfolgreicher denn je – und in einer Gesellschaft, die sich auf ihre demokrati-

schen Werte beruft, auf die einzig mögliche Weise – kann das Bildungswesen 

seine Funktion der Perpetuierung sozialer und kultureller Privilegien wahrneh-

men, indem es die Ausübung dieser Funktion besser denn je zu verbergen ver-

steht. (Bourdieu & Passeron, 1971, S. 190) 

Bei dieser Umwandlung sozialer Ungleichheiten in Bildungsungleichheiten 
profitiert das Bildungssystem von der Tatsache, dass fast alle Gesellschafts-
mitglieder davon ausgehen, sie würden vorwiegend in ihm ausgebildet und 
gebildet. Der Ansatz Bourdieus und Passerons erlaubt es, das Bildungs-
system nicht als neutralen Akteur zu konstruieren, sondern seine Beteili-
gung an der Umwandlung sozialer Privilegien in Bildungsungleichheiten zu 
untersuchen.  
Die Rolle der Schule bei der Reproduktion der sozialen Ordnung wurde 

in den 1970er-Jahren auch im angelsächsichen Raum erforscht. Rist (1973) 
beleuchtet in seiner Studie „The Urban School“ am Beispiel einer Grund-
schulklasse mit schwarzen Kindern in St. Louis, wie das Schulpersonal sozi-
ale Ungleichheiten verstärkt, und belegt damit, dass das amerikanische 
Bildungswesen Kinder ihrer sozialen Herkunft entsprechend ungleich be-
handelt. Auf der Basis von Daten, welche Rist in den 60er-Jahren während 
einer dreijährigen ethnografischen Feldstudie erhebt, indem er eine Klasse 
von schwarzen Kindern und ihre Lehrpersonen vom ersten Tag ihrer Ein-
schulung bis Ende des Grundschulzyklus begleitet, stellt er fest, dass der 
Sortiermechanismus bereits in der ersten Woche nach Eintritt in die schuli-
sche Institution beginnt. Er beschreibt die Interaktionen zwischen dem 
Lehrpersonal und den Kindern und gibt einen Einblick in die subtilen und 
weniger subtilen Mechanismen, mit deren Hilfe eine Verteilung der Schüle-
rinnen und Schüler nach Charakteristiken ihres sozialen Hintergrundes 
(familiäre Situation, Kleidungsstil, Sprachgebrauch, soziales Verhalten) 
stattfindet. Es wird sichtbar, wie das Schulpersonal die Kinder angeblich auf 
der Basis intellektueller Fähigkeiten, unbewusst aber anhand askriptiver 
Merkmale in Leistungsgruppen einteilt und ihnen im Klassenzimmer auch 
je andere Sitzplätze zuweist. Die leistungsstärkere Gruppe, welche sich aus 
Kindern der Mittelklasse zusammensetzt, wird in der Nähe des Lehrerpults 
platziert; Kinder aus der sozialen Unterschicht, die oft auch aus Ein-Eltern-
Familien stammen, sitzen hingegen weiter hinten im Raum. In der sozialen 
Interaktion zwischen den Kindern und dem Lehrpersonal beobachtet Rist, 
dass es bei den leistungsstärkeren Schülern und Schülerinnen vorwiegend 
um Lerninhalte geht, bei den leistungsschwächeren hingegen vor allem um 
das Verhalten betreffende Zurechtweisungen: Die leistungsschwächere 
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Gruppe wird bis fünfmal häufiger getadelt als die Gruppe der leistungsstär-
keren Kinder aus besseren familiären Verhältnissen.  
Die Schulklasse ist also nicht auf der Basis von Leistungsgruppen, son-

dern, bei genauer Analyse des Prozesses, auf der Basis sozioökonomischer 
Merkmale organisiert. Das Schulpersonal scheint die sozioökonomischen 
Vorteile gewisser Kinder häufig als Indikator ihrer Intelligenz zu deuten. 
Somit profitieren von dieser Einteilung die Kinder aus besseren Verhältnis-
sen, während sich die Chancen für die anderen Kinder verringern. Rist stellt 
fest, dass die Leistungsgruppen in der begleiteten Schulklasse wie Kasten zu 
wirken scheinen, das heisst, wenn ein Kind durch das Schulpersonal erst 
einmal einer Leistungsgruppe zugewiesen wurde, gibt es kaum mehr eine 
Möglichkeit, an der Einteilung etwas zu verändern. Die Kinder beginnen, 
die Zuteilung zu internalisieren, und entsprechen in ihrem Verhalten im-
mer mehr dem, was von ihrer Leistungsgruppe erwartet wird.  
Dass die Schulleistung und die soziale Herkunft zusammenhängen, 

wurde bereits vor Rist diskutiert. Mit seiner Studie gelingt es ihm jedoch zu 
zeigen, wie und auf der Grundlage welcher Argumente es dazu kommt, dass 
Schülerinnen und Schüler ihrer sozialen Herkunft entsprechend durch die 
Schule je anders beurteilt und gefördert werden. Es wird deutlich, dass die 
alltäglichen Interaktionen mit den verschiedenen Kindern letztlich dazu 
dienen, die Gewinner von den Verlierern zu trennen und so die Klasse zu 
sortieren. Entgegen der vordergründigen Argumentation, dass man die 
Kinder nach Leistungskriterien selektioniere, findet vielmehr eine soziale 
Selektion statt. Die Lehrpersonen an dieser Schule müssen sich mit vollen 
Klassenzimmern und viel Bürokratie auseinandersetzen und sind somit 
ständig gefordert. Dass sie mit ihren Praktiken dazu beitragen, die sozialen 
Verhältnisse zu reproduzieren und sogar noch zu verstärken, merken sie 
nicht, genauso wenig wie die Eltern und Kinder. Unbewusst verhalten sie 
sich jedoch so, dass sie, anstatt den Kindern aus sozial prekären Verhältnis-
sen zu helfen und sie zu unterstützen, letztlich Schulversagerinnen und 
-versager aus ihnen machen. Die sonst schon schwierige Situation dieser 
Kinder wird dadurch nicht nur nicht verbessert, sondern noch verschlech-
tert.  
In ihrem Buch „The Educational Decision-Makers“ zeigen Cicourel und 

Kitsuse (1963), wie Schülerinnen und Schüler in der Highschool vom 
Schulpersonal im Hinblick auf ihre zukünftige Berufs- und Studienlaufbahn 
beraten werden. Anhand eines Jahrgangs beschreiben die Autoren detail-
liert deren Weg durch die Schule und beleuchten die sozialen Interaktionen 
innerhalb der organisatorischen Abläufe, welche dazu führen, dass ein 
Schüler identifiziert und letztlich klassifiziert und eingeordnet werden 
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kann. Es zeigt sich, dass die daraus resultierende Statistik über die High-
schoolabgänger, in der die Karrieren der Schülerinnen und Schüler fest-
gehalten werden, in vielen Fällen nichts mit dem tatsächlichen Verhalten 
der Schülerinnen und Schüler zu tun hat, sondern vielmehr als Konsequenz 
organisatorischer Aktivitäten gesehen werden muss. Die Deutung und In-
terpretation des Verhaltens einer Schülerin oder eines Schülers ist abhängig 
davon, wie das zuständige Schulpersonal deren Verhalten identifiziert, in-
terpretiert und typisiert und wie diese Informationen innerhalb der High-
school verarbeitet werden.  
Einen weiteren Blickwinkel nimmt Cicourel (1968) in „The Social Orga-

nisation of Juvenile Justice“, das auf den Alltag von Polizei- und Jugendge-
richtsbeamten fokussiert, die mit der Schule zusammenarbeiten, ein. Indem 
Cicourel die alltäglichen Arbeiten der Beamten analysiert, deckt er das Zu-
sammenspiel der verschiedenen Akteure bei der Entscheidungsfindung, wie 
mit einem beschuldigten Jugendlichen zu verfahren sei, auf: Da werden 
Jugendliche als delinquent gelabelt, von denen unklar ist, ob sie je eine kri-
minelle Tat begangen haben, während andere Schülerinnen und Schüler, 
die nachweislich viele solcher Akte verübt haben, ohne Eintrag bleiben. 
Durch eine Serie retrospektiver und prospektiver Ereignisinterpretationen 
wird zwischen den Akteuren eine Geschichte gewoben, die nur noch an-
satzweise mit dem zu tun hat, was tatsächlich vorgefallen ist. Die Beamten-
rapporte sind zum Teil improvisierte und ad hoc erstellte Interpretationen 
von Charakterzügen eines Jugendlichen und dessen familiären Verhältnis-
sen, die als Grundlage dafür dienen, ob der Betreffende kriminalisiert wird 
oder nicht. Cicourels Analysen zeigen auf, wie sich die Polizei-, Gerichts- 
und Schulbeamten bei der Ausreizung ihrer Handlungsspielräume von 
ihren eigenen Interessen leiten lassen, je nachdem, was ihnen ein Fall in 
persönlicher oder beruflicher Hinsicht bringen könnte, und sie decken die 
Mehrdeutigkeit auf, die bei der Kategorisierung eines Jugendlichen als De-
linquenter im Spiel ist, sowie die Tatsache, dass das, was in den offiziellen 
Jugendkriminalitätsstatistiken gemessen wird, nicht per se das ist, was die 
Jugendlichen verbrochen haben. Die Statistiken dokumentieren vielmehr 
die Konstruktionen der verschiedenen in einen Fall involvierten Beamten. 
Cicourel gelingt es, einen Einblick zu geben in den Prozess, in dessen Ver-
lauf ein angeblicher Akt als abweichend klassifiziert wird, und das Verhal-
ten der Labeler und die Konsequenzen für die Kinder, die gelabelt werden, 
zu thematisieren. Es gebe einen Unterschied zwischen einem Verhalten und 
der Interpretationsqualität dieses Verhaltens. Ob ein Jugendlicher eine Tat 
begangen habe oder nicht, sei letztlich egal – die Reputation, dass er etwas 
getan haben soll, reicht, um ihn als delinquent abzustempeln. 
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Dass Karrieren von Schülerinnen und Schülern („Leistungskarrieren“, 
„delinquente Karrieren“ und „klinische Karrieren“) in Routinetätigkeiten 
der Organisation produziert werden, weisen Cicourel und Kitsuse (1968) in 
ihrem Artikel „The Social Organisation of the High School and Deviant 
Adolescent Careers“3, der sich auf die oben genannten Studien stützt, nach. 
Mit „Leistungskarrieren“ meinen die Autoren, dass Schülerinnen und 
Schüler zum Beispiel als Faulenzer, Streber, Gelegenheitsarbeiter oder 
durchschnittliche Lerner eingestuft werden; „delinquente Karrieren“ 
schreiben sie jenen zu, die als Unruhestifter, Schulschwänzer, Rowdy usw. 
gelten. Mit „klinischen Karrieren“ meinen Cicourel und Kitsuse Verläufe, 
in denen Schülerinnen und Schüler den Schuldiensten (Schulpsychologi-
scher Dienst, Sozialarbeit, Kinder- und Jugendpsychiatrischer Dienst usw.) 
zugewiesen werden. Die Autoren zeigen, dass jugendliches Verhalten in 
alltäglichen Situationen durch das Schulpersonal interpretiert, klassifiziert 
und sozialen Typisierungen zugeführt wird und dass die oben genannten 
Karrieren sozusagen das Resultat davon sind, wie das Schulpersonal die 
Schülerinnen und Schüler behandelt. Sie begreifen die Schule als Ort, an 
dem durch alltägliche Interaktionen zwischen dem Schulpersonal und den 
Schülerinnen und Schülern eine breite Palette von Karrieren erzeugt wird, 
was allerdings bereits vor der Eingliederung der Kinder in die weiterfüh-
rende Schule beginnen kann, weil der Übertritt von Berichten und Doku-
mentationen aus der abgebenden Schule begleitet wird. Dies kann dazu 
führen, dass ein Schüler bereits als Problemfall typisiert ist, bevor ihn das 
neue Schulpersonal überhaupt kennengelernt hat. Was die soziale Herkunft 
der Schülerinnen und Schüler betrifft, zeigen Cicourel und Kitsuse, dass das 
Schulpersonal Schülerinnen und Schüler aus privilegierten familiären Ver-
hältnissen mit grösserer Selbstverständlichkeit als legitime Hochschulan-
wärter labelt als solche, die zwar die gleichen Schulleistungen erbringen, 
jedoch aus weniger privilegierten Verhältnissen stammen. In die Produk-
tion der Karrieren fliessen also immer auch askriptive Merkmale sozioöko-
nomischer Natur mit ein. 
Wir sind also Ende 60er-Jahre und Anfang 70er-Jahre in einer Situation, 

in der soziale Ungleichheiten und Bildungsungleichheiten wahrgenommen 
werden und ihre Entstehung und Erklärung in der wissenschaftlichen Lite-
ratur kontrovers diskutiert wird.  

                                                             
3 Ein paar Jahre später erschien der Artikel auch auf Deutsch: Cicourel & Kitsuse (1974). 
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In Tabelle 1 sind die oben angeführten Ansätze nochmals zusammenge-
stellt4.  

Tabelle 1: Ansätze zur Erklärung von sozialen Ungleichheiten und Bildungs-
ungleichheiten 

 Boudon Rolff Bourdieu u. Passeron Cicourel u. Kitsuse 

60er-/70er-
Jahre 

Rationale Wahl 
primäre und 

sekundäre Her-
kunftseffekte 

Schichttheoreti-
scher Ansatz 

Illusion der Chancen-
gleichheit, Verschleie-
rung der Umwandlung 

von sozialen Privilegien 
in individuelle Meriten 

Labeling Approach 
Untersuchung der 
konkreten alltägli-

chen Interaktionspro-
zesse 

Während diese Ansätze, ihre Erklärungsmodelle und das Thema Bildungs-
ungleichheit im deutschsprachigen Raum in den 60er- und 70er-Jahren rege 
diskutiert und rezipiert werden, zeichnet sich in den 80er-Jahren ein diskur-
siver Wandel ab. Als Beispiel für den Wandel des Diskurses über soziale 
Ungleichheiten wird im Folgenden die Rezeptionsgeschichte anhand von 
Rolffs Klassiker „Sozialisation und Auslese“ kurz angedeutet.  

Tabelle 2: In der Neuauflage von 1997 reflektiert Rolff die 30-jährige Rezeptions-
geschichte seines Ansatzes 

 Auflagenstärke Rezeption Kritik zum Buch 

Ab 1967 9 Auflagen Sehr breites Interesse Kritik aus marxistischer Ecke, dass 
ökonomische Bedingungen der Fami-

lien zu wenig einbezogen werden 

80er-Jahre  Ansatz wird kaum mehr 
wahrgenommen 

Kritik, dass schichttheoretisches 
Paradigma überholt sei 

1997 Neuauflage   

Rolff (1997, S. 5f; S. 237f) schreibt in der Neuauflage seines Buchs „Soziali-
sation und Auslese“, dass sein Werk nach der Erstauflage im Jahre 1967 von 
marxistisch orientierten Denkern kritisiert worden sei, weil er darin die 
Rolle des Kapitals nicht genügend mitbedacht habe. Sie hätten kritisiert, 
dass sein Ansatz zu wenig strukturbezogen sei. Zu einem späteren Zeit-

                                                             

4 Rist wird hier nicht angeführt. Sein Ansatz entspricht jedoch jenem Cicourels und Kitsuses. 
Einerseits wurde Cicourel (1970) in seinem Umfeld von Garfinkel (1973) beeinflusst und 
aus dem deutschsprachigen Raum von Schutz (siehe Psathas, 2004), andererseits wurde 
Cicourel (1973, 1975) insbesondere von Goffman (1967, 1969, 1974, 1977) geprägt und gab 
diese Einflüsse der Chicagoer School auch an seine Studenten Rist (1970) und Mehan (siehe 
Mehan & Wood, 1975; Jules-Rosette & Mehan, 1986) weiter. Für eine Übersicht siehe 
Gremion (2012, S. 51ff) und für die Rezeption des Ansatzes im deutschsprachigen Raum 
siehe auch Kneer (2010), Sack (1978) und Scherr (2012).  
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punkt, als sich der wissenschaftliche Diskurs zur Wahrnehmung und Dis-
kussion von sozialen Ungleichheiten wieder gewandelt habe, sei die mar-
xistische Kritik verstummt. Hingegen habe man nun eingewendet, dass das 
Schichtungsmodell weiter auszudifferenzieren sei. Rolff stellt fest, dass die-
ser Wechsel des wissenschaftlichen Diskurses auch mit einem Wechsel des 
theoretischen Diskurses zu tun habe. Er beschreibt, wie sein Werk in den 
80er-Jahren in einer veränderten diskursiven Situation über soziale Un-
gleichheiten kaum mehr wahrgenommen worden sei. Eine kritische Soziali-
sationsforschung habe ab diesem Zeitpunkt nur noch eine marginale Posi-
tion eingenommen. Stattdessen habe man im deutschsprachigen Raum 
verstärkt die Individualisierung diskutiert. In seinen Schriften „Jenseits von 
Stand und Klasse“ (1983) und „Risikogesellschaft“ (1986) vertritt Beck seine 
Thesen der sich zunehmend individualisierenden Gesellschaft. Rolff hält 
fest, dass in jener Zeit ein wissenschaftlicher Geist vorgeherrscht habe, der 
sich von einem gesellschaftlichen Denken in Klassen und Schichten verab-
schiedet habe, und kritisiert, dass dadurch Phänomene sozialer Ungleich-
heit unsichtbar gemacht worden seien. Die „objektiven“ Realitäten der sozi-
alen Reproduktion in der Schule seien gleich geblieben, aber ihre sozialen 
Repräsentationen hätten sich verändert.  
Rolffs Vorwort und Einleitung verdeutlichen, dass die Sichtweise von 

sozialen Ungleichheiten und Bildungsungleichheiten konjunkturellen 
Schwankungen innerhalb des Wissenschaftsdiskurses unterliegt und dies 
weniger auf einen tatsächlich vollzogenen Wandel der Gesellschaft und der 
Schule zurückzuführen ist, sondern vielmehr auf eine Verschiebung der 
theoretischen Betrachtungsweisen. Die gleiche schulische Wirklichkeit kann 
so je nach Zeitgeist anders gedeutet werden.  

1980er-/1990er-Jahre 

Während in den 80er-Jahren im deutschsprachigen Raum das wissen-
schaftliche Interesse an sozialen Ungleichheiten zurückzugehen scheint, 
gibt es im anglofonen Sprachraum noch eine Reihe weiterer Untersuchun-
gen, die den Forschungsstrang Cicourels und Kitsuses weiterführen. Aller-
dings ist anzumerken, dass dieser auch in den USA nicht zu den dominan-
ten Paradigmen zur Erklärung sozialer Ungleichheiten gehört. Das inter-
pretative Paradigma gehört zu den vergleichsweise eher peripheren Positio-
nen innerhalb des wissenschaftlichen Diskurses. 
In ihrem Buch „The Counselor as Gatekeeper: Social Interaction in In-

terviews“ geben Erickson und Shultz (1982) einen Einblick in die Interakti-
onsprozesse zwischen Studienberatern und den zu beratenden Studieren-
den an einem College. Die Autoren zeigen anhand der Analyse ihres ethno-
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grafisch erhobenen Datenmaterials, dass sich die Berater in einer Double-
Bind-Situation befinden: Sie versuchen einerseits, die Wünsche der Studie-
renden zu befriedigen, und repräsentieren andererseits in ihrer Rolle als 
Gatekeeper auch die Institution und vertreten deren Interessen. Die Ge-
spräche zwischen Beratern und Studierenden würden durch Aspekte der 
sozialen Identität (Ethnie, Geschlecht, soziokultureller Hintergrund usw.) 
beeinflusst, was sich letztlich auch auf die Karriereentscheidungen, die für 
die Studierenden getroffen werden, auswirke. Teilen Berater und Studie-
rende mehrere zentrale Aspekte ihrer sozialen Identität, verlaufen die Inter-
aktionen entspannter und fallen in den Schlussfolgerungsprozessen für den 
Studierenden positiver aus. Die Autoren nennen dieses Phänomen „co-
membership“ und verstehen darunter partikularistische Aspekte, die vom 
Berater und vom Studierenden geteilt werden (Ethnie, Geschlecht, Interesse 
an Fussball, Abschluss an der gleichen Highschool usw.). Die Studie zeigt, 
dass potenziell störend wirkende Aspekte der Kommunikation aufgrund 
von geteilten sozialen Identitäten, von „co-membership“, ignoriert oder mit 
der Deutung des Gesprächs positiv überschrieben werden. Die Unterstüt-
zung, die Studierende in solchen Gesprächen von Beratern erhalten, wird 
also durch die sozialen Aspekte der Interaktion mitstrukturiert.  
Mehan, Hertweck und Meihls (1986) zeigen in „Handicapping the Han-

dicapped: Decision Making in Students’ Educational Careers“, wie in kali-
fornischen Schulklassen gewisse Schülerinnen und Schüler ausgewählt wer-
den, um in speziellen Programmen für Kinder mit Lernschwierigkeiten 
gefördert zu werden. Insgesamt umfasst der beschriebene Distrikt 2800 
Schülerinnen und Schüler, von denen die Autoren 55 in verschiedenen 
Schulklassen während des Zuweisungsprozesses begleiten. Der untersuchte 
Schulbezirk hat den Education for All Handicapped Students Act unter-
schrieben und bietet somit all jenen, welche die Kriterien erfüllen, spezielle 
individuelle Förderprogramme (individualized educational plan) an. Dazu 
gehören spezielle Klassenräume (learning disabilities classrooms) und zu-
sätzlich eine heilpädagogische Tagesstruktur für Kinder mit grösseren 
Schwierigkeiten. Die Distrikte verpflichten sich, für die Auswahl der Schü-
lerinnen und Schüler, die vom Programm profitieren sollen, einen systema-
tischen Zuweisungsprozess durchzuführen. Dazu gehören ein Gremium im 
Schulhaus selbst, dass die Anmeldungen von den Lehrpersonen entgegen-
nimmt und erstbegutachtet, eine schulpsychologische Abklärung, ein El-
terngespräch und ein Treffen mit dem Gremium der Verantwortlichen für 
den ganzen Distrikt. Die gesetzliche Verordnung sieht vor, dass zwölf Pro-
zent der Schülerinnen und Schüler eines Schuljahrgangs von diesem heil-
pädagogischen Programm profitieren sollen, und die Distrikte stehen in der 



30 

Pflicht, sich darum zu bemühen, das Programm ernsthaft umzusetzen und 
die angestrebte Quote zu erreichen. Für jedes dem Programm zugeteilte 
Kind erhalten die Schulen finanzielle Zuschüsse. 
Die Autoren zeigen, dass im Verlaufe eines Schuljahres die bereits dem 

Programm zugewiesene Anzahl von Kindern bestimmt, ob der Fall eines 
bedürftigen Schülers in Betracht gezogen und abgewogen wird oder nicht. 
Der Schuldistrikt rechnet die Erreichung der Quote nach dem Jahreskalen-
der von Januar bis Dezember ab. Das Schuljahr hingegen dauert von Sep-
tember bis Juni. Durch diese Verschiebung werden von Januar bis Juni viele 
Kinder abgeklärt und den Programmen zugewiesen, von September bis 
Dezember hält man sich hingegen bei bereits erreichter Quote mit den Ab-
klärungen zurück, auch wenn zu diesem Zeitraum gewisse Schülerinnen 
und Schüler offensichtlich von einer zusätzlichen Unterstützung profitieren 
würden. Die Autoren legen dar, unter welchen Bedingungen Kinder in eine 
Abteilung der Schule gelangen oder nicht und wie dadurch ihre späteren 
Lebensoptionen beeinflusst werden. Da die Zuweisung zu sonderpädagogi-
schen Massnahmen von gesetzlichen und finanziellen Rahmenbedingungen 
beeinflusst wird, folgern sie, dass die Bezeichnung „lernbehinderter Schü-
ler“ mehr ein Produkt des Schulkalenders, der demografischen Zusammen-
setzung der Schulpopulation und der sozialen Organisation der Schule ist 
und weniger eine Antwort auf dem Kind innewohnende Charakteristiken.  
Lareau (1989) weist in ihrem Buch „Home Advantage: Social Class and 

Parental Intervention in Elementary Education“ nach, wie Eltern die Schul-
karrieren ihrer Kinder zu beeinflussen vermögen. Sie untersucht zwei 
Grundschulklassen, die sie während sechs Monaten ethnografisch begleitet. 
Zusätzlich führt sie Interviews mit den Lehrpersonen, den Eltern und den 
Schulleitungen durch. Eine Grundschulklasse befindet sich in „Colton“, wo 
vorwiegend Kinder aus der Arbeiterschicht leben. Die andere Schulklasse 
befindet sich in „Prescott“, wo Kinder aus der Ober- und Mittelklasse die 
Schule besuchen. Aus jeder Schulklasse wählt Lareau sechs Schülerinnen 
und Schüler aus. Grundsätzlich stellt sie fest, dass sich sowohl die Unter-
schichtseltern aus „Colton“ als auch die Ober- und Mittelschichtseltern aus 
„Prescott“ wünschen, dass ihre Kinder in der Schule erfolgreich sind, mit 
dem Unterschied, dass Letztere sowohl zu Hause als auch in der Schule viel 
aktiver in die Erziehung ihrer Kinder eingreifen können. Dabei setzen sie 
ihr im Vergleich zu den „Colton“-Eltern grösseres schulisches Wissen ein, 
bauen auf ihr privates und berufliches Netzwerk und profitieren in den 
Interaktionen mit dem Schulpersonal von ihrem sozialen Status, der gleich 
ist wie jener der Lehrpersonen oder höher, was dazu führt, dass sie auch das 
Selbstvertrauen haben, mit den Lehrpersonen auf gleicher Augenhöhe zu 
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kommunizieren oder sie gegebenenfalls herauszufordern. Bei den Eltern aus 
„Colton“ beobachtet Lareau hingegen, dass sie befolgen, was das Schulper-
sonal von ihnen verlangt, darüber hinaus aber keine Ergänzungen einbrin-
gen. In ihrer Fallstudie vergleicht sie ein Kind aus „Prescott“ mit einem 
Kind aus „Colton“. Beiden Kindern ist gemeinsam, dass sie in der ersten 
Klasse die Regelklassenlernziele nicht oder nur knapp erreichen. Im Fall 
von „Prescott“ weiss die Mutter durch ihre gelegentliche ehrenamtliche 
Mitarbeit in der Schule, dass ihr Sohn schulische Schwierigkeiten hat. In der 
Konsequenz arbeitet sie jeden Tag zu Hause mit ihm und engagiert in den 
Sommerferien der ersten und zweiten Klasse einen Nachhilfelehrer für ihn. 
Schliesslich führt sie mit der Lehrerin der zweiten Klasse mehrere Gesprä-
che, mit dem Ziel, ihren Sohn bei der Bewältigung des Schulstoffs noch 
besser zu unterstützen. Als Ergebnis dieses Massnahmenpakets erreicht der 
Junge in der zweiten Klasse die Regelklassenlernziele. Im Fall von „Colton“ 
befolgt die Mutter lediglich die Ratschläge der Lehrpersonen, obwohl auch 
sie grundsätzlich sehr am schulischen Erfolg ihrer Tochter interessiert ist. 
Im Gegensatz zur Mutter aus „Prescott“ nimmt sie die Förderung ihrer 
Tochter jedoch nicht selbst in die Hand. Am Ende der zweiten Klasse er-
reicht das Mädchen die Klassenlernziele nicht und wird schliesslich in eine 
Sonderklasse für Kinder mit Lernschwierigkeiten versetzt, dies, obwohl 
Abklärungen zeigen, dass sie normal intelligent ist. Mit ihrer Studie zeigt 
Lareau, dass die Kinder aus der Mittel- und Oberklasse besonders in jenen 
Momenten vom kulturellen Kapital ihrer Eltern profitieren, da diese sich zu 
ihrem Vorteil für ihre Schulkarriere einsetzen. 
Wie anhand von Rolffs Standardwerk „Sozialisation und Auslese“ für 

den Zeitraum von 1967–1997 gezeigt, wurde das Thema soziale Ungleich-
heiten und Bildungsungleichheiten aufgrund eines sich in eine andere 
Richtung entwickelnden Fachdiskurses im deutschsprachigen Raum in den 
80er-Jahren etwas an die Peripherie gedrängt. In seinem Artikel „Social 
Reproduction in Classrooms and Schools“ stellt Collins (2009) fest, dass 
diese Tendenz in den 90er-Jahren auch im angelsächsischen Raum zu beob-
achten ist: 

By the early 1990s, there was a turning away from arguments about social re-

production and education, whether focused on economic, cultural, or linguistic 

dimensions. This is puzzling in some respects because the problem of inequal-

ity remains a central feature of the contemporary world, within nations and on a 

global scale (Henwood 2003; Stiglitz 2002), and the centrality of straightfor-

ward economic factors in school performance appears little changed over more 

than 40 years. (Collins, 2009, S. 34) 


